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ZEITGESPRÄCH

Wie realistisch ist das 
europäische Binnenmarkt-Projekt?

Am 31. Dezember 1992 soll das Programm zur Vollendung des Europäischen Binnen­
marktes verwirklicht sein. Kann das Projekt bis dahin realisiert werden? Wie steht 

es grundsätzlich um seine Erfolgsaussichten?

M anfred W egner

Europa hat einen neuen Anlauf genommen

Der „Europäische B innenm arkt 
1992" scheint ein Them a ohne 

Ende. Es faszin iert nicht nur die 
Journalisten und U nternehm ensbe­
rater, sondern beschäftig t auch die 
Strategen in den Chefetagen der 
Unternehmen und Banken. Es hat 
die Politiker der M itg liedsländer in 
Bewegung gebracht und die Indu­
strie außerhalb der G em einschaft in 
Unruhe versetzt. Die Euphorie des 
europäischen Aufbruchs nach einer 
langen Phase der Verdrossenheit 
und des Selbstzweifels läßt das ehr­
geizige Vorhaben heute bereits wie 
einen irreversiblen Prozeß erschei­
nen. Die langjährigen Klagen über 
die grassierende Eurosklerose und 
die anhaltende W achstum sschwä­
che sind vergessen.

Seit 1987 ist das gesam tw irt­
schaftliche W achstum der EG von 
jahresdurchschnittlich rund 2 %  in 
den 70er und 80er Jahren auf mehr 
als 3 % gestiegen; die realen Ausrü­
stungsinvestitionen nehmen se it­
dem um 8-9 % und die innergem ein­
schaftlichen Exporte real um 6-7 % 
zu. Diese unerwartete Beschleuni­
gung wird vie lfach bereits als Bug­
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welle bei der Vorbereitung auf den 
Binnenm arkt angesehen, der erst 
viel später Realität annehm en soll. 
M it Hilfe der antizip ierten B innen­
m arkteffekte hält die EG-Kom m is- 
sion bereits je tzt eine m ittelfristig an­
haltende W achstum srate von jähr­
lich 3 ,5 %  für möglich.

Was sind die G ründe für die Dyna­
mik e ines Vorhabens, das eigentlich 
nur die alten Ziele des Rom-Vertra- 
ges von 1957 w ieder aufnim m t? 
W arum haben sich die W irtschafts­
politiker der EG-Länder e inschließ­
lich Großbritannien zur Verabschie­
dung eines Aktionsprogram m s von 
knapp 300 Maßnahmen bis Ende 
1992 und sogar zu M ehrheitsent­
scheidungen und dam it zu einem 
Verlust an nationaler Souveränität 
überreden lassen? W ieso ist die 
neue Integrationsstrategie der ge­
genseitigen Anerkennung von Vor­
schriften, Normen und Zulassungs­
verfahren fast geräuschlos an die 
Stelle des früheren Konzepts einer 
perfektion istischen Harm onisie­
rung getreten? Und warum  wurde 
der Angebotsschock durch ver­
schärften W ettbewerb und Struktur­

wandel -  die unverm eidliche Folge 
einer Ö ffnung der Güter-, D ienstlei- 
stungs- und Kapitalm ärkte -  mit e i­
nem Male akzeptiert, um so verkru­
stete M ärkte und Institutionen neu 
zu beleben?

Aufbruchstimmung

Die Aufbruchstim m ung, die Eu­
ropa seit einigen Jahren erfaßt hat, 
ist ein kleines Wunder, das sich nicht 
le icht erklären läßt. Jedenfa lls w a­
ren es m ehr als nur die drei Doku­
mente -  das W eißbuch der EG- 
Kom m ission (1985). die E inheitliche 
Europäische Akte (1987) und der 
Cecchin i-Bericht (1988) -  und ein 
ehrgeiziger Präsident der EG -Kom ­
m ission, die Europa auf Touren ge­
bracht und die neue Europa-Begei- 
sterung entfacht haben.

Am Anfang stand die Erkenntnis 
e iner Erosion des erre ichten Inte­
grationsstandes während der kri­
senreichen 70er Jahre verbunden 
mit den Enttäuschungen über die 
mühselig langsam en Fortschritte 
bei der Rechtsangle ichung und die 
unzureichenden Ergebnisse bei der 
Koordinierung der W irtschaftspo li­
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tik. Hinzu kamen die Herausforde­
rung Europas durch Japan und die 
neuen Industrie länder in Südost­
asien, die Unzufriedenheit der euro­
päischen Industrie m it den k le inräu­
mig abgeschotteten M ärkten in Eu­
ropa im Vergleich zu Japan und den 
USA und die Erwartungen, m it einer 
m ikroökonom isch ausgerichteten 
Deregulierungsaktion großen A us­
maßes -  ähnlich w ie in den USA 
und Großbritannien -  die Effizienz 
und Anpassungsfähigkeit der euro­
päischen Volksw irtschaften zu ste i­
gern. M öglicherweise haben aber 
auch die unerwarteten Erfolge des 
Europäischen W ährungssystem s 
(1979) und die Annäherung der w irt­
schaftspolitischen Prioritäten zw i­
schen den M itgliedsländern seit 
1983 eine w ichtige Rolle bei der 
Stärkung des neuen Selbstvertrau­
ens in der G em einschaft gespielt.

Die B innenm arktin itia tive kam auf 
leisen Sohlen und ohne die ab­
schreckenden Forderungen nach 
Budgethilfen und Souveränitätsver­
zichten. Den Regierungschefs in 
der Bundesrepublik und Frankreich 
bot sie die Chance, den europäi­
schen Einigungsprozeß über die en­
gere Verschm elzung der privaten 
Märkte weiterzutre iben. Die briti­
sche W irtschaftspolitik  wollte damit 
die Stärken der heim ischen Versi- 
cherungs-, Banken- und Telekom­
m unikationsw irtschaft in einen offe ­
nen, großen M arkt einbringen. Für 
die kleineren M itgliedsländer war es 
die Perspektive eines ungestörten 
M arktzugangs bei den großen 
Nachbarstaaten und die Hoffnung, 
deren nationale Egoism en zurück­
zudrängen.

Der seit M itte der 80er Jahre aus­
gelöste Schwung hat die Verhal­
tensweisen der europäischen Un­
ternehm er ebenso verändert wie 
die Aktivitäten der Europapolitiker. 
In den vier Jahren seit Veröffentli­
chung des EG-W eißbuchs bis Mitte 
1989 sind beträchtliche Fortschritte

erzielt worden, w ie der v ierte Be­
richt der EG -Kom m ission zur Durch­
führung des W eißbuches (Juni 
1989) ausweist:

□  von den geplanten 279 Vorschlä­
gen liegen 9 0 %  auf dem T isch;

□  mehr als die Hälfte der Richtlinien, 
Verordnungen, Entscheidungen und 
Empfehlungen sind vom EG-Mini- 
sterrat verabschiedet worden.

Die überw iegende M ehrheit der 
verabschiedeten Maßnahmen be­
trifft den Abbau von technischen 
Schranken und die Verm inderung 
von M arktzugangsbarrieren im 
D ienstle istungsbereich (Verkehr, Fi­
nanzdienste). Die w ichtigsten Fort­
schritte sind bei der Liberalisierung 
der Kapitalm ärkte ab Juli 1990 so­
wie bei der Anerkennung der D i­
plom e erre icht worden. Bei m ehr als 
zwei Drittel der bis Ende 1988 ange­
nom m en Vorschläge handelt es 
sich allerd ings um die Harm onisie­
rung rechtlicher Regelungen, deren 
Angle ichung man besser dem Wett-
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bewerbsdruck hätte überlassen sol­
len'. A ls „besorgn iserregend“ be­
zeichnet die Kom m ission die Verzö­
gerungen auf dem G ebiet des freien 
Personenverkehrs und der Steuer­
harm onisierung, wo Einstimmigkeit 
erforderlich ist. Ebenso stehen die 
w ichtigsten Entscheidungen zur 
Aufhebung der G renzkontrollen 
noch aus. Schw er w iegt auch, daß 
die Um setzung der G em einschafts­
maßnahm en in nationales Recht 
nur zähflüssig vorankom m t. ■

Befürchtungen

Nach der anfänglichen Begeiste­
rung sind auch die tiefverwurzelten 
Befürchtungen und Ängste sichtbar 
geworden. Die deutschen Gewerk­
schaften fürchten den Verlust ihrer 
hohen Sozialstandards. Die Um­
w eltschützer sehen m it der „Entfes­
selung der M arktkräfte“ Gesundheit 
und Lebensqualität gefährdet. Die 
sozialen Randschichten fühlen sich 
von den Zurückgebliebenen in den 
w eniger entw ickelten Ländern und 
die kle ineren und m ittleren Betriebe 
von den Großunternehmen bedroht. 
Die Bürger sorgen sich um Kriminali­
tät, Drogeneinfuhr und Terrorismus, 
die mit der Beseitung der Grenzfor­
malitäten zunehmen könnten.

Dem Elan der ersten Jahre ist 
eine Phase der Ernüchterung ge­
folgt. Der Kurs bei der Durchset­
zung der B innenm arktaktionen ist 
rauher geworden. Die Liste der 
noch ungelösten Problem e ver­
spricht heftige A useinandersetzun­
gen. Es gibt Streitigkeiten über die 
Notwendigkeit und das Ausm aß ei­
ner Harm onisierung der M ehrwert­
steuer und über die Abschaffung 
der G renzkontrollen. Die Debatte 
über den Ausbau der gem einschaft­
lichen W ettbewerbspolitik (z. B. ei­
ner vorbeugenden Fusionskontrolle)

’ Vgl. H. D i c k e ;  D as P rogram m  zur Voll­
end ung  des  B innen m ark tes . D er V ersuch e i­
ner Z w isch e n b ila n z , in : D ie W eltw irtschaft. 
H e ft 1/1989.
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Verbesserte Wachstumsbedingungen in den 80er Jahren 
in der Europäischen Gemeinschaft
(Jah re sd u rch sch n ittlich e  V e rän de rungen  in % )

EG d e rZ w ö lf 1973-81 1981-84 1984-87 1987-90

Reales BIP

B ru ttoa n lag e inve stitionen* 

davon: A u srüs tunge n

In ländische N a ch frage *

Ausfuhren (W a ren )* 

davon: In tra -E xpo rte

1.9

- 0 ,4

1,2

1,5

4 ,1 '’

n.v.

1.6

- 0,1
1,1

1,3

4,2

4 ,0

2,6

3,6

6 ,9

3.4

3 .5  

6,1

3,2

6.5 

8,1

3 ,8

6,1
7.5

Enwerbstätige - 0,1 - 0 ,5 0,8 1,2

In fla tion ' 

davon: E W S -Lä nde r

12,3

10,0
8,7

8,1
4 ,4

3,1

4 .3

3.4

•V o lu m e n . “ EG  (10). '  D e fla to r des  p r iva te n  V e rb rauch s. 

Q u e l l e :  E G -K om m iss ion .

und über die Absicherung der „so ­
zialen D im ension“ hält an. Im Drän­
gen einiger M itgliedstaaten, den 
Fortgang der B innenm arktin tegra­
tion m öglichst bald m it Institutionel­
len Fortschritten bei der W ährungs­
integration zu verbinden, w ird eine 
gefährliche Belastung des Integra­
tionsprozesses gesehen, da die  Be­
reitschaft für echte Souveränitä ts­
übertragungen weiterh in fehle und 
eine Spaltung der G em einschaft 
drohe, solange sich Großbritannien 
vom EWS ausschließt. Schließlich 
bleibt bis heute auch die Frage nach 
dem Grad der O ffenheit der G e­
meinschaft nach außen unbeant­
wortet und dam it die Furcht vor e i­
ner „Festung Europa“ bestehen. 
Die Liste Ist ein Indiz für die vie len 
Risiken, die den Prozeß der M arktin­
tegration in den kom m enden Jah ­
ren ernsthaft beeinträchtigen kön­
nen.

Es liegt daher nahe zu fragen, ob 
das Program m  zur Vollendung des 
Europäischen B innenm arktes fris t­
gerecht verw irk licht werden kann. 
Der „31. Dezem ber 1992“ Ist ein po­
litisches Datum, das ju ristisch nicht 
einklagbar ist. Schon heute läßt sich 
übersehen, daß die Anstrengungen 
zur Herausbildung eines echten 
Binnenmarktes bis weit in die 90er 
Jahre hineinreichen und vie l m ehr 
als nur die Durchsetzung der im

Weißbuch aufgeführten Aktionen 
um fassen werden. M it dem  B innen­
markt w ird sich der Politik- und 
Standortwettbewerb verstärken 
und dam it eine a llm ähliche Ang le i­
chung der nationalen Regelungs­
werke auf steuerlichem  und sozia­
lem G ebiet erzwungen. M anches 
wird dam it In Frage gestellt, was ge­
stern noch selbstverständlich war.

Aber keineswegs wird der 
B innenm arkt zu Beginn des Jahres 
1993 w ie ein Sturzbach über Unter­
nehm en, Verbraucher und Sozial­
partner hereinbrechen. Steuerliche 
Reform en brauchen Zeit, und die 
Ö ffnung der nationalen Beschaf­
fungsm ärkte fü rd ie  Konkurrenz aus 
den Nachbarländern erfordert m ehr 
als die Ausarbeitung von Durchfüh­
rungsbestim m ungen für lokale Be­
hörden, die nur sehr langsam  ihre 
alten G ewohnheiten ablegen wer­
den. Viele Veränderungen, w ie z. B. 
im Kapitalm arktbereich, werden zu­
dem  w eniger das Ergebnis des B in­
nenm arktp lans sein, als von den 
Folgen der G lobalis ierung und Inter- 
natlonallslerung der M ärkte erzw un­
gen werden.

Die Frage, w ie realistisch das Da­
tum  1992 ist, geht ebenso an der Sa­
che vorbei w ie die Skepsis über die 
im C ecchin i-Bericht errechneten 
W ohlstands- und W achstum sef­

fekte. Es könnte durchaus sein, daß 
die bis 1993 erre ichten Ergebnisse 
zu zwei Drittel auf der in den Unter­
nehm en freigesetzten Dynam ik und 
nur zu einem  Drittel auf d ie in Brüs­
sel verabschiedeten Maßnahmen 
zurückzuführen sind. Die W ohl­
standsgew inne und Anpassungsko­
sten des B innenm arktes hängen 
nicht allein vom  Um fang und Tempo 
der Um setzung der geplanten Maß­
nahm en ab, sondern weit m ehr da­
von, ob und w ie rasch sich die Re­
gierungen, Verwaltungen, Unter­
nehm en und Sozia lpartner auf die 
neuen Rahm enbedingungen ein­
stellen werden. A uf keinen Fall wer­
den die zu erw artenden Netto-Er- 
träge des B innenm arktes m arginal 
sein. Jeder Versuch einer detaillier­
ten Q uantifiz ierung der m öglichen 
oder erw arteten Ausw irkungen des 
Binnenm arktes stößt aber auf un lös­
bare Schw ierigkeiten sowohl bei 
der Festlegung von Annahm en als 
auch bei der Abschätzung von kom ­
plexen W echselw irkungen, w ie sie 
durch Änderungen von W ettbe­
werbsbedingungen und Verhaltens­
weisen ausgelöst werden. Letztlich 
sind W ettbewerbsprozesse nicht 
prognostizierbar.

Kein Selbstläufer

Entgegen m anchen Erwartungen 
ist das B innenm arktprogram m  kein 
„S e lbstläu fer“ und erst recht kein 
Alibi fü r eine A bstinenz der W irt­
schaftspolitik. Es muß durch eine 
Reihe von Rahm enbedingungen 
vorangebracht und durch eine ak­
tive W irtschaftspo litik  gefördert wer­
den. Eine verläßliche und zügige 
Durchsetzung des Programms 
durch die M itgliedsländer ist eine 
der Voraussetzungen für den Erfolg, 
eine andere die m öglichst s törungs­
freie Überw indung der fortbeste­
henden in ternationalen Ungle ichge­
w ichte zw ischen den großen Indu­
strie ländern und schließlich das Ver­
m eiden protektion istischer Han-
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delskriege und in ternationaler Fi­
nanzkrisen. Der erfolgreiche A b­
schluß der Uruguay-Runde des 
GATT bis 1990 würde die positiven 
W irkungen der B innenm arktin itia­
tive nochm als vergrößern. Der w ich­
tigste Beitrag der W irtschaftspolitik 
könnte in einer w irksam en europäi­
schen W ettbewerbspolitik liegen, 
die es erm öglicht, die potentiellen 
Kosteneinsparungen in Form von 

Preissenkungen, P roduktinnovatio­
nen und verbesserten Um w eltbe­
dingungen weiterzugeben. Eine 
S trukturanpassungspolitik muß die 

regionalen Übergangsproblem e er­
le ichtern helfen.

Trotz a ller Bedenken und E in­
schränkungen spricht vieles dafür.

daß die deutsche W irtschaft und 
ihre hochentw ickelte Industriestruk­
tur vom Europäischen B innenm arkt 
kräftig profitieren werden. Ein H in­
weis darauf ist die sich seit einigen 
Jahren abzeichnende Investitions­
und Exportwelle. Es gibt auch ke i­
nen Beweis für die These, „daß aus 
der S icht der Bundesrepublik 
Deutschland Europa m ehr kostet 
als das N icht-Europa in Verbindung 
mit einer m ultilateralen M arktöff­
nung im Rahmen des G att“^, auch 
dann nicht, wenn man die übrigen 
Integrationsschritte, die W ährungs­
union, die Technologiegem ein­
schaft und die Um verte ilungskosten 
m iteinbezieht. Mit der Vollendung

^ H. D i c k e ,  a .a.O .

des B innenm arktes soll m ehr er­
reicht werden als ein ungestörter 
Freihandel in Europa. Die Bundes­
republik muß sich für das Nahziel 
1992 g laubhaft engagieren und 
Schrittm acherfunktionen überneh­
men, dam it das ehrgeizige Vorha­
ben in den 90er Jahren Realität 
wird. Anlaß zur Hoffnung gibt, daß 
sich die großen Parteien, Unterneh­
m ensverbände und G ewerkschaf­
ten in der Bundesrepublik über die 
Ziele der europäischen Integration 
einig sind. Das kle ine W under be­
steht darin, daß Europa einen 
neuen Anlauf genom m en hat, der 
verspricht, daß die G em einschaft im 
nächsten Jahrzehnt auf dem  Weg 
zur Europäischen Union ein gutes 
Stück w eiterkom m en wird.

Fritz Franzm eyer

Für Systemwettbewerb mit Augenmaß

Ein hoher Beam ter der EG-Kom- 
m ission brachte es am Rande 

einer Tagung auf den Punkt: „N a tü r­
lich stim m t nicht, was im Cecchini- 
Bericht berechnet worden ist, aber 
man sieht doch, was er bew irkt.“ In 
der Tat: E inerseits sind die A nnah­
men über das erre ichte Maß an Li­
beralis ierung und allokativer E ffi­
zienz, die den Berechnungen von 
Kosten- und Preissenkungen in der 
EG zugrunde gelegt wurden, v ie l­
fach allzu optim istisch; ist die em p i­
rische Grundlage der im Rechen­
modell unterstellten W irkungszu­
sam m enhänge zum Teil äußerst 
vage; werden m anche plausiblen 
G egeneffekte in der M odellstruktur 
überhaupt nicht berücksichtigt. A n ­
dererseits zeigt ein Blick in die Ver­
anstaltungsprogram m e von Unter­
nehmen, Banken, Kammern und 
Verbänden, daß sich die W irtschaft, 
zweifellos auf der G rundlage des 
Kom m issionsweißbuches, der bis­

herigen Um setzung dieses Pro­
gram m s und der quantitativen Pro­
jektionen des Cecchin i-Berichts, 
ihre eigenen Erwartungen -  und Be­
fürchtungen -  gebildet hat; zeigt 
auch die Statistik der D irektinvesti­
tionen, der Unternehm enszusam ­
m enschlüsse und -übernahm en so­
w ie der Handels- und D ienstle i­
stungsström e eine entschiedene 
H inwendung zum  B innenm arkt und 
eine Antizipation von dessen w ach­
sender Absorptionskraft und in ten­
siviertem  W ettbewerb.

So war es denn wohl auch ge ­
dacht: Eine politische Initiative g ro­
ßen Stils schafft durch ihre w issen­
schaftliche Begle itm usik ein neues 
Chancen-(und R isiko-)Bewußtsein, 
m otiviert dam it die w irtschaftlichen 
und politischen Akteure zu verm ehr­
te r Leistung und Integration und 
rechtfertigt sich som it im nachh in­
ein. Daß die „R echtfe rtigungsstruk­

tu r“ nicht der „P ro jektionsstruktur“ 
entspricht, gilt dann als nebensäch­
licher Befund.

Politischer Marktwert 
des Konzepts

Zu verm itteln galt es vor allem, 
daß das Program m  zur B innen­
m arktvollendung das „größte Dere­
gulierungsprogram m  aller Zeiten" 
sei. D iese Überzeugungsarbeit war 
m it den relativ abstrakten Verord- 
nungs- und R ichtlin ienvorschlägen 
des W eißbuchs allein nicht zu schaf­
fen. Im G egenteil, in m anchen Län­
dern, vor allem  in Großbritannien, 
hat das Weißbuch eher den Ruf 
Brüssels verfestigt, noch m ehr Le­
bensbereiche regulieren zu wollen 
und Entscheidungsgewalt an sich 
zu z iehen. Da sprechen Zahlen eine 
andere Sprache. W elcher U nterneh­
mer freute sich nicht über hohe Ko­
stensenkungen, welcher Verbrau-
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Cher nicht über große Preisvorfeile, 
und welcher Politiker könnte sich e i­
nem Anliegen verschließen, das 
5 Mill. zusätzliche A rbeitsplätze ver­
spricht.

Außer der G reifbarkeit in beein­
druckenden Zahlen gab es noch ein 
zweites psychologisches Postulat 
für den politischen M arktwert des 
B innenm arktkonzepts: die Konzen­
tration auf die Vorteile, auf die „K o ­
sten des N icht-Europa“ . Für eine 
möglichst objektive Beurteilung 
vonnöten ist aber eine Nutzen-Ko- 
sten-Bilanz, auch wenn nicht daran 
zu zweifeln ist, daß -  bei richtiger 
Nutzung der Vorteile -  der Nettoef­
fekt positiv ist. Zur Kostenseite zäh­
len -  m it m ehr oder weniger großem 
G e w ic h t-d ie  Kosten der sektoralen 
und regionalen Um strukturierung, 
Einbußen an M arkteffiz ienz in Berei­
chen m it w achsender Unterneh­
m enskonzentration, die m it dem  
w irtschaftlichen Aktivitätsniveau 
und der in ternationalen A rbe itste i­
lung wachsende Um weltbelastung, 
die Beeinträchtigung nationaler 
Souveränitätsrechte und Prioritäten 
in der W irtschafts-, Sozial- und Um ­
weltpolitik.

Natürlich werden die Initiatoren 
des B innenm arktprogram m s diese 
ihnen unterstellte „Verkäufer“ -M oti- 
vation nicht ge lten lassen, sondern 
können objektive G ründe anführen: 
Präferenzkosten sind im Prinzip 
nicht quantifizierbar, Umweltkosten 
fallen im W irtschaftsprozeß im m er 
an und sind nur gröbsten S chätzun­
gen zugänglich. Überdies ist die 
Kommission bereits je tzt im Um ­
weltbereich sehr aktiv. Auch die So­
zialdimension der G em einschaft ist 
Gegenstand zahlre icher Initiativen.

Problemfelder ausgeblendet

Dies alles stimmt, doch es ist 
nicht die ganze Geschichte. Bewer­
tungsprobleme m achen Präferenz- 
und Ressourcenkosten nicht irre le­

vant. Die Sozialrechtsangleichung 
bewegt sich weitgehend im Unver­
bindlichen und wurde eher „nachge­
schoben“ . Und die Unverm eidbar­
keit von Um weltverbrauch im W irt­
schaftsprozeß verstellt den Blick da­
für, daß der B innenm arkt vor allem 
im Verkehrsbereich negative ökolo­
gische W irkungen haben wird -  
wenn näm lich massive Preissen­
kungen für Leistungen des Straßen­
güterverkehrs bei der angestrebten 
Intensivierung der internationalen 
Arbeitsteilung der EG und der ge­
planten steuerharm onisie rungsbe­
dingten Begünstigung des D iesel­
öls gegenüber dem  Benzin zu ho­
hen Zuwachsraten bei den Straßen­
frachten führen.

A lles in allem  stehen die Initia ti­
ven der Kom m ission in der Sozia lin­
tegration und der Um weltpolitik zu 
wenig im Kontext der B innenm arkt­
vollendung, sie sind weder im W eiß­
buch noch im Cecchin i-Bericht be­
handelt. D ies dürfte dam it zu tun ha­
ben, daß der B innenm arkt den um ­
weit- und den sozia lpolitischen Re­
gu lierungsdruck auf G em ein­
schaftsebene verschärft. Wenn 
m ehr Schadstoffe em ittiert werden, 
m üssen Staat und G em einschaft 
strengere G renzwerte setzen und 
m it pre isbezogenen w ie adm in istra­
tiven M itteln verbrauchslenkend ein- 
greifen. W enn die Märkte e in­
schließlich des Arbeitsm arktes frei 
zugänglich sind, werden Unter­
schiede in den Sozialsystem en zum 
W ettbewerbsfaktor, sei es, daß nun 
auch bei den innergem einschaftli­
chen Handelsström en die G efahr 

des „S ozia ldum ping“ gesehen wird, 
sei es, daß Unternehm en in EG- 
Länder m it geringerer Arbeitneh­
m erpartiz ipation abzuwandern dro­
hen: A ls Folge des B innenm arktes 
zeichnet sich dam it ein Bedarf an 
(M indest-)Harm onisierung auf e i­
nem G ebiet ab, das bisher noch am 
wenigsten G egenstand der integra­
tionspolitischen Debatte war.

Ein frühzeitiges Herausarbeiten 
dieser Zusam m enhänge parallel zu 
den positiven ökonom ischen Effek­
ten im W eißbuch und im Cecchin i- 
Bericht hätte den Reiz des B innen­
m arktes in seinem  entscheidenden 
Punkt geschwächt. So darf verm u­
tet werden, daß die Kom m ission be­
wußt den G rundsatz des parallelen 
Vorgehens auf interdependenten 
Politikfeldern, der z. B. in der W äh­
rungsintegration nach w ie vor eine 
große Rolle spielt, verlassen hat; 
daß sie ein dynam isches U ngle ich­
gewicht schaffen wollte, um den 
Schwung der w irtschaftlichen Inte­
gration nicht zu brem sen. W ar doch 
im m er w ieder betont worden, die 
Versuche zur g leichzeitigen Verw irk­
lichung von Harm onisierung und Li­
beralisierung hätten letztlich zur 
Stagnation des Integrationsprozes­
ses geführt und müßten nun durch 
einen neuen Ansatz abgelöst wer­
den, bei dem  die Liberalisierung Vor­
rang hat und die M itgliedstaaten 
ihre Rahm enregelungen -  außer 
auf zentra len Gebieten w ie der tech­
nischen S icherheit und dem G e­
sundheitsschutz -  wechselseitig 
anerkennen. Erwartet wird, daß der 
Druck des M arktes die Angle ichung 
der System e schon herbeiführen 
und den Politikern die m ühselige 
Harm onisierungsarbeit abnehm en 
werde. G egenüber der d iskretionä­
ren, notwendigerw eise auf po liti­
sche Kom prom isse angelegten 
Rechtsangle ichung habe diese M e­
thode zudem  den Vorteil, daß sich 
das attraktivere System durchset­
zen könne.

Wettbewerb der Systeme

Dieser Ansatz heißt, das Prinzip 
des W ettbewerbs auf die Systeme, 
die Rahm enbedingungen des W irt- 
schaftens übertragen. Regeln und 
rechtliche Beschränkungen, die er­
lassen werden, um lenkend in die 
Güter-, D ienstle istungs- und Faktor­
märkte einzugreifen, werden dam it 
selber dem  „M arkt als Entdek-
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kungsverfahren" (von Hayek) unter- 
v/orfen.

Hier nun wird es problem atisch. 
E inerseits neigen zwar rechtlich-ad­
m inistrative Regelungssystem e, 
werden sie nicht von außen her in 
Frage gestellt, m it der Zeit zu Büro­
kratielastigkeit, Inflexibilität und 
Ineffizienz; sie werden nicht mehr 
auf das Notwendige beschränkt und 
auch bei veränderten gesellschaftli­
chen Bedingungen nicht m ehr über­
prüft. Beispiele dafür sind im Be­
reich der technischen Normen und 
Standards, des Verbraucherschut­
zes, der Verkehrsw irtschaft, in der 
Telekommunikation und im öffentli­
chen Auftragswesen zu finden. Es 
ist nicht einzusehen, warum  man 
hier, wo durch Regulierung Im w e­
sentlichen nur „R en ten “ verteidigt 
werden, nicht weitestgehend den 
M arkt entscheiden lassen sollte. In­
soweit ist W ettbewerb der System e 
nur zu begrüßen.

Andererseits aber wird der Markt 
vie lfach m it dem  politischen Ziel der 
Korrektur seiner A llokations-, Vertei- 
lungs- und Partiz ipationsw irkungen 
reguliert. Dies gilt für das Steuer­
recht, das Sozialrecht, das Recht 
über die Beziehungen zw ischen Ar­
beitnehm ern und Arbeitgebern. Da­
bei weichen die gesellschaftspoliti­
schen Z iele in den einzelnen M it­
gliedstaaten durchaus voneinander 
ab. W erden hier die System e dem 
W ettbewerb ausgesetzt, können 
einzelne nationale Regelungssy­
stem e ihre beabsichtigte W irkung 
verfehlen und m üssen schließlich 
v ie lle icht sogar aufgegeben wer­
den.

Beispiel Steuerharmonisierung

Zwei Beispiele aus dem  Bereich 
S teuern mögen dies verdeutlichen. 
In Dänem ark und Großbritannien 
sind die spezie llen Verbrauchsteu­
ern auf alkoholische Getränke und 
Tabak relativ hoch. Damit werden

nicht zuletzt gesundheitspolitische 
Anliegen verfolgt. W ird der M arkt für 
diese Produkte gem einschaftsweit 
liberalisiert (dies würde allerdings 
anders als beabsichtigt eine Be­
steuerung nach dem  Ursprungs­
land im plizieren), ohne daß die Ver­
brauchsteuersätze weitgehend ein­
ander angeglichen werden, so dek- 
ken sich die Verbraucher (über Ver­
sandhandel und Direktkäufe) ver­
stärkt in den Ländern m it den ge ­
ringeren S teuersätzen -  und dem ­
zufolge geringeren Preisen -  ein. 
Deshalb w irkt im W ettbewerb der 
Steuersystem e der Druck des M ark­
tes in R ichtung auf Angle ichung der 
Sätze auf dem  Niveau des Landes 
mit n iedrigstem  Satz. Die po liti­
schen Präferenzkosten in den 
Hochsteuerländern sind groß. Im 
Falle einer Harm onisierung auf dem 
Verhandlungswege wären solche 
Präferenzkosten zwar ebenfa lls un­
um gänglich, aber gleichm äßiger 
verteilt. Es bestünde sogar die O p­
tion einer Angle ichung nach oben, 
wenn es den Hochsteuerländern 
gelänge, Kom m ission und Partner­
staaten zur Übernahm e ihrer ge­
sundheitspolitischen Anliegen zu 
veranlassen. Ähnliche Probleme 
w irft die un terschiedliche M ineralö l­
besteuerung unter Verkehrs-, um ­
weit- und energ iepolitischen G e­
sichtspunkten auf.

Das zweite Beispiel betrifft d ie fis­
kalischen W irkungen der Steuerhar­
m onisierung. W ährend die zusä tz li­
chen S teuereinnahm en oder -aus- 
fälle eines Landes bei den spezie l­
len Verbrauchsteuern gering sind, 
ist dies bei der M ehrwertsteuer 
nicht der Fall. Muß sich hier ein 
Land deutlich nach unten anpassen 
-  w ie dies ebenfalls für Dänemark, 
aber auch für Irland zutrifft - .  so ist 
es im Zweifel gezwungen, entweder 
die S taatsausgaben einzuschrän­
ken oder zum  Ausgle ich der E innah­
m enausfälle die direkten S teuern zu 
erhöhen. Letzteres ist in einem Um ­

feld in ternationalen W ettlaufs um 
die n iedrigsten Sätze der E inkom ­
men- und Körperschaftsteuer po li­
tisch kaum durchzusetzen, ersteres 
w irft die schw erw iegende Frage 
nach dem  angem essenen Umfang 
ausgabenw irksam er S taatsausga­
ben auf. in Dänem ark auch die nach 
der F inanzierung des System s der 
sozialen S icherheit. Die A usdeh­
nung des W ettbewerbs auf die indi­
rekten Steuern im pliziert also seine 
Ausdehnung auf die öffentliche Fi­
nanzw irtschaft insgesam t und da­
mit auf weite Teile des politischen 
und sozia l-gesellschaftlichen Sy­
stems.

Es ist sehr zweifelhaft, ob man 
das politische Z ielsystem  so stark 
dem  nivellierenden und m in im ieren­
den Kriterium  der in ternationalen 
W ettbew erbsfäh igkeit unterwerfen 
sollte. Statt dessen könnte es gera­
ten sein, daß die Kom m ission sich 
m it ihren H arm onisierungsbem ü­
hungen nicht auf die M ehrw ert­
steuer beschränkt, sondern auch 
für die E inkom m en- und Körper­
schaftsteuer M indestsätze (bei ver­
e inheitlichter Bem essungsgrund­
lage) anstrebt. Eine wechselseitige 
Unterbietung der ünternehm ensbe- 
steuerung in der G em einschaft zu 
verhindern, läge in derselben Logik, 
m it der die Kom m ission aus W ettbe­
werbsgründen einen Subventions­
w ettlauf verh indert. Angesichts g lo ­
balis ierter Märkte ist der W ettbe- 
w erbsdruck aus unterentw ickelten 
sozialen und ökologischen Rah­
m enbedingungen vie ler Länder oh­
nehin groß genug. Er muß nicht 
auch noch auf die innergem ein­
schaftlichen W irtschaftsbeziehun­
gen übertragen werden. Im Außen­
verhältn is halten es die gem ein­
schaftlichen Entscheidungsorgane 
für legitim , sich gegen diesen Druck 
adm in istra tiv zu schützen, obwohl 
doch gerade hier partiell ein Aus­
gleich über den W echselkurs s ta tt­
finden kann. Im Innenverhältnis, wo
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dieses Ventil m öglichst wenig ge ­
nutzt werden soll, kann also der 
Schutz nur über eine „fa ire “ Harm o­
nisierung gewährle istet werden.

Chancengleichheit verlangt 
keine Einheitsregelung

Diese Harm onisierung muß kei­
neswegs auf eine Einheitsregelung 
hinauslaufen. Soweit Preis- und Ko­
stennachteilen eines Landes, die 
aus Unterschieden in den Sozia lle i­
stungen, Steuern oder Um w eltauf­
lagen stam m en, P roduktivitä ts­
oder Q ualitätsvorsprünge entspre­
chen, werden die W ettbew erbs­
nachteile neutralis iert. Zum  Teil sind 
derartige Kostennachteile sogar ur­
sächlich für en tsprechende Produk- 
tivitäts- oder Q ualitätsvorsprünge -  
wenn etwa überdurchschnittliche 
Löhne und Sozia lle istungen für eine

hohe Arbeitsm ora l und ein koopera­
tives Betriebsklim a sorgen, hohen 
Steuern ein reichliches Angebot der 
unternehm ensnahen Infrastruktur 
gegenübersteht oder strenge Um ­
weltauflagen zu gefragten Produkt- 
innovationen führen. G enau aus 
diesen Gründen braucht etwa die 
Bundesrepublik den W ettbewerb 
der System e nicht zu scheuen. 
Doch nicht im m er korrespondieren 
die Kostendifferenzen m it um ge­
kehrten Produktivitätsdifferenzen. 
Dann besteht ein ökonom ischer 
Druck in Richtung auf Anpassung 
des Regelsystem s an niedrigere 
Standards. Aber auch dort, wo, w ie 
in der Bundesrepublik, die Korre­
spondenz gegeben ist, w ird die Poli­
tik an fälliger gegenüber dem  Druck 
m ächtiger Interessengruppen, ko­
stenw irksam e Staatse ingriffe und 
Regelwerte zurückzunehm en.

Es sollte gerade als ein Vorteil 
em pfunden werden, daß man es in 
der G em einschaft in der Hand hat, 
den B innenm arkt nicht durch über­
mäßigen Verzicht auf JHarmonisie- 
rung der Rahm enbedingungen zu 
einem -  für die Politik -  ruinösen S y­
stem wettbewerb entarten zu las­
sen. V ie lm ehr erm öglichen es die 
schiere Größe, die Kostensen- 
kungs- und W achstum seffekte des 
B innenm arktes, bei den Umwelt- 
und Sozialstandards besonders an­
spruchsvolle Maßstäbe anzulegen, 
ohne daß die private Lebenshaltung 
beeinträchtig t würde. Dieses her­
auszuarbeiten, hätte dem  W eiß­
buch und dem  Cecchin i-Bericht 
eine zukunftsweisende Dimension 
gegeben. Auch wenn das Aufdek- 
ken der Kosten und Problem e v ie l­
le icht den Zeithorizont 1992 in 
Frage gestellt hätte.

M ichael Kre ile

Die politischen Voraussetzungen des Binnenmarkt-Projektes

Nachdem der Europäische Rat 
schon auf seiner Tagung in 

Hannover im Juni 1988 die Über­
zeugung geäußert hat, daß der Pro­
zeß der Verw irklichung des B innen­
marktes unum kehrbar geworden 
sei, mag die Frage, wie realistisch 
das europäische B innenm arkt-P ro­
jekt ist, als überflüssig erscheinen 
oder sich a llenfalls noch auf das m a­
gische Datum im Zeitp lan der EG- 
Kommission, den 31. Dezem ber 
1992, beziehen. Die Aufbruchstim ­
mung und die Ankünd igungsef­
fekte, die das B innenm arktvorha­
ben ausgelöst hat, könnten gar die 
Annahme stützen, daß die Verw irkli­
chung des B innenm arktes dem  M u­
ster einer sich selbst erfüllenden 
Prophezeihung folgt. Selbst d ie jen i­
gen, die befürchten, daß der B in­
nenmarkt Arbeitnehm errechte be­

schneiden, den Verbraucherschutz 
aushöhlen, strukturschwache Re­
gionen noch w eiter ins Abseits drän­
gen und d ie Um welt zusätzlich be la­
sten wird, unterstellen oft den Erfolg 
des von ihnen skeptisch oder ab leh­
nend beurteilten Unternehm ens.

W as Verfechter w ie Kritiker des 
B innenm arktes zu wenig beachten, 
sind dessen politische Vorausset­
zungen und Erfolgsbedingungen. 
Diese lassen sich verdeutlichen, in­
dem  man zwei konkurrierende Kon­
zeptionen des B innenm arktes, die 
das Spannungsfeld des politischen 
Entscheidungsprozesses auf Ge­
m einschaftsebene herste ilen und 
markieren, auf ihre politische Tragfä­
higkeit hin prüft. Dabei sind fo l­
gende -  nahezu trivia le, aber g le ich­
wohl häufig ignorierte -  Ausgangs­
bedingungen zu berücksichtigen:

□  Der B innenm arkt muß von zwölf 
Nationalstaaten verw irklicht wer­
den, die sich nach W irtschaftsstruk­
tur, Entw icklungsniveau, ordnungs­
politischer Ausrichtung und w irt­
schaftspolitischen Prioritäten te il­
weise beträchtlich unterscheiden.

□  Mit dem  Binnenm arktprogram m  
verbinden sich auf seiten der M it­
g liedsländer der G em einschaft un­
terschied liche in tegrationspoliti­
sche Konzeptionen, wobei insbe­
sondere die „po litische F ina litä t“ 
der europäischen Integration um ­
stritten ist.

□  Die S trukturm erkm ale und euro­
papolitischen Le itb ilde rde r M itglied­
staaten bestim m en deren Interes­
sen und Prioritäten im Hinblick auf 
die verschiedenen Elem ente des
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Binnenm arkfprogram m s und prä­
gen dam it die Form ulierung und 
Um setzung der jew eiligen nationa­
len B innenm arktstrategie.

□  Die Vollendung des B innenm ark­
tes setzt nicht nur die Beseitigung 
materieller, technischer und steuer­
licher Schranken voraus, sondern 
verlangt auch die Überw indung po li­
tischer und adm in istra tiver Barrie­
ren, die fest im Institutionengefüge 
des Nationalstaates verankert sind.

Programm der Deregulierung

Nach dem liberalen oder neolibe­
ralen Verständnis von M arktin tegra­
tion soll die Entfesselung der M arkt­
kräfte, die Stärkung von Innovation 
und W ettbewerb, ihre e igene Beloh­
nung in sich tragen -  in Form einer 
effizienteren Ressourcenallokation, 
höherer W achstum sraten und ste i­
gender Beschäftigung. Unter d ie ­
sem B lickwinkel erscheint das B in­
nenm arktvorhaben als großange­
legtes Deregulierungsprojekt, als 
ein ordnungspolitisches Unterneh­
men, das auf Entstaatlichung zielt, 
oder gar als ein „S ieg der G ese ll­
schaft über die Politik“ (Mine). Libe­
rale Ö konom en erwarten, daß ein 
Standortwettbewerb der Staaten 
und Regionen w ohlfahrtsstaatliche 
Verkrustungen aufbrechen und 
W achstum skräfte freim achen wird. 
Der W ettbewerb der Unternehm en 
wird aus dieser S icht dafür sorgen, 
daß sich europaweit die qualitativ 
besten Produkte durchsetzen. Die 
W irtschaftspolitik  der EG-M itglied- 
staaten braucht nicht koordiniert zu 
werden, sondern soll sich dem  Q ua­
litätsurte il der Kap italanleger ste l­
len, die Solid ität in der Geld- und 
Fiskalpolitik belohnen und D iszip lin­
losigkeit bestrafen.

Das liberale Konzept der M arktin­
tegration deckt sich weitgehend mit 
den Z ielvorstellungen der britischen 
Regierung, die das ordnungspoliti­
sche Leitbild ihrer nationalen W irt­

schaftspolitik auf die Ebene der G e­
m einschaft projiziert. Eine w e itre i­
chende Verlagerung w irtschaftspoli­
tischer Kom petenzen auf die EG 
lehnt die Regierung Thatcher be­
kanntlich ab. Der Vorschlag eines 
europäischen Sozia lraum es gilt ihr 
als Vehikel für die Rückkehr zu e i­
nem korporativen Sozialism us, ein 
Ausbau der G em einschafts institu­
tionen als Bedrohung nationaler 
Souveränität.

Die liberale Konzeption setzt auf 
die R isikobereitschaft der M arktte il­
nehm er und Regierungen. Sie kann 
darauf verweisen, daß in den achtzi­
ger Jahren zw ischen den großen 
westeuropäischen Staaten eine A n­
näherung ordnungspolitischer Posi­
tionen stattgefunden hat. Sie hat 
auch den Vorzug, daß sie keine ver­
fassungspolitischen Kontroversen 
heraufbeschwört und nationale 
Souveränitä t einer Subversion 
durch M arktkräfte aussetzt, anstatt 
sie durch Verträge zu beschneiden. 
Dennoch birgt eine Strategie der rei­
nen M arktintegration das Risiko des 
Scheiterns, da sie kein Rezept für 
die politische Bewältigung der Ko­
sten bietet, die die Intensivierung 
des W ettbewerbs und der Abbau 
des Interventionsstaates im na tio­
nalen Rahmen mit sich bringen.

Die Autoren des Cecchin i-Be­
richts haben wohlweislich darauf 
verzichtet, die Ausw irkungen des 
B innenm arktes nach Ländern, Re­
gionen und Branchen zu differenzie­
ren oder G ew inner und Verlierer 
auszuweisen. Damit hätten sie po li­
tische W iderstände vorprogram ­
miert. Sollte die M arktintegration 
zum N iedergang strukturschwacher 
Regionen und Branchen führen 
oder die Handels- und Zahlungsbi­
lanzungle ichgew ichte innerhalb der 
EG verschärfen, so würden aller 
W ahrscheinlichkeit nach die betro f­
fenen nationalen Regierungen die 
ihnen zur Verfügung stehenden Not­
brem sen ziehen und den Fortschritt

der M arktintegration blockieren. 
Der H inweis auf die W ohlfahrtsge­
w inne im EG-M aßstab ist jedenfalls 
so lange wenig zugkräftig, w ie der 
Nationalstaat als Bezugsgröße für 
politische Kosten-Nutzen-Rechnun- 
gen fungiert. Auch wäre es wenig 
realistisch anzunehm en, daß Regie­
rungen, deren po litisches Überle­
ben auf dem  Spiel steht, sich damit 
begnügen werden, einen Lei- 
stungs- und S tandortwettbwerb der 
S taaten allein m it m arktkonform en 
M itte inzu  bestreiten.

Triebkraft der Politikintegration

Ein zweites Konzept begre ift den 
B innenm arkt als Triebkraft eines 
Prozesses der Politikintegration, 
der in letzter Konsequenz die W irt­
schafts- und W ährungsunion her­
beiführen soll. Dam it ist die S trate­
gie der EG -Kom m ission um schrie­
ben. Diese zie lt zunächst auf die 
Verzahnung des B innenm arkt-Pro- 
jekts m it flankierenden G em ein­
schaftspolitiken, die dessen Durch­
setzungschancen verbessern so l­
len, indem sie Kom pensationen für 
die zu erw artende ungleiche Verte i­
lung von G ew innen und Kosten des 
B innenm arktes anbieten. Die ange­
strebte ausgeglichene Entwicklung 
des G em einschaftssystem s, w ie sie 
der Padoa-Schioppa-Bericht for­
dert, entspricht den Interessen der­
jenigen M itgliedstaaten, die das 
Program m  der M arktin tegration nur 
unter der Bedingung akzeptiert ha­
ben, daß deren Folgen durch G e­
m einschaftspolitiken gedäm pft oder 
kontro lliert werden.

Mit der E inheitlichen Europäi­
schen Akte haben sich d ie  M itg lied­
staaten der G em einschaft gegen Ri­
siken und Kosten der M arktin tegra­
tion durch Ausnahm eregelungen 
und Rückzugsm öglichkeiten abge­
sichert, aber auch Vorkehrungen 
dafür getroffen, daß Fortschritte im 
Integrationsprozeß nur auf dem
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Wege des Interessenausgleichs er­
zielt werden können. Insoweit ist 
das B innenm arkt-Konzept der Ein­
heitlichen Europäischen Akte em i­
nent realistisch, jedoch wenig dyna­
misch. Nach der bewährten M e­
thode des Paketgeschäfts dürften 
unter günstigen w irtschaftlichen 
Rahmenbedingungen weitere Inte­
grationsfortschritte erreicht werden, 
die die Strukturen der europäischen 
Volkswirtschaften verändern. 
Gleichwohl sollten die B lockie­
rungsmöglichkeiten nicht überse­
hen werden, welche die E inheitliche 
Europäische Akte eröffnet.

Die offensive Variante einer Kop­
pelung von M arkt- und Politik in te­
gration, wie sie die Kom m ission m it 
dem Projekt der W irtschafts- und 
W ährungsunion verficht, ist kurz- 
oder m ittelfristig sicher nicht „rea li­
stisch“ , da sie sich in voller Absicht 
einer Vision bedient. Integrationspo­
litische Konsequenz ist ihr nicht ab­
zusprechen. Doch hängt die Reali­
sierung der Sequenz Vollendung 
des Binnenm arktes -  Schaffung der 
Wirtschafts- und W ährungsunion 
letztlich entscheidend davon ab, ob 
die M itgliedstaaten bereit sind, den 
Zusammenhang von M arkt- und Po­
litikintegration als zwingend anzuer­
kennen und für die Entw icklung und 
Legitimation von G em einschaftspo­
litiken institutionelle Lösungen zu 
akzeptieren, die über die kleinen 
Schritte der E inheitlichen Europäi­
schen Akte hinausgehen. Die aktu­
elle Debatte über den Delors-Be- 
richt, in der sich der Streit der s iebzi­
ger Jahre über den Vorrang von 
W ährungsintegration oder w irt­
schaftlicher Konvergenz w iederholt, 
bietet Grund zur Skepsis. Die 
Schwäche der Kom m issionsstra te­
gie liegt nicht so sehr darin, daß 
diese mit dem W iderstand Großbri­
tanniens und dem  Autonom iestre­
ben der Bundesbank konfrontiert 
ist, sondern ergibt sich aus der Un­
terschätzung der Legitim ationspro­

bleme, die das Projekt der W irt- 
schafts- und W ährungsunion auf­
w irft.

Legitimationsdefizite

W enn es noch eines Beweises für 
die Legitim ationsdefizite bedürfte, 
die den Institutionen der G em ein­
schaft anhaften, so hätten ihn die 
letzten W ahlen zum Europäischen 
Parlam ent geliefert. Kaum ein Land, 
in dem  die Europa-W ahl nicht als 
nationale Test- oder Nebenwahl be­
handelt worden wäre. Nun verfehlt 
man sicherlich die E igenart des In­
stitutionensystem s der G em ein­
schaft, wenn man das Europäische 
Parlam ent an den Funktionen natio­
naler Parlam ente mißt. Auch ist es 
unbestreitbar, daß die nationalen 
Regierungen, die den Rat als G e­
setzgebungsorgan der G em ein­
schaft bilden, dem okratisch leg iti­
m iert sind. Ebensowenig ist jedoch 
die Tendenz zu übersehen, daß die 
Entparlam entarisierung und M edia­
tis ierung politischer Entscheidun­
gen zunim m t und auch durch die 
Um setzung des B innenm arkt-P ro­
gram m s gefördert wird.

Aus der S icht nationaler Parla­
mente muß die Verlagerung von 
weiteren Kom petenzen in die Büro­
kratie der Kom m ission und das Aus­
schußsystem  des Rates als Verlust 
an dem okratischer Legitim ation er­
scheinen, dem  kein Zuwachs an de­
m okratischer W illensbildung auf der 
Ebene der G em einschaft en t­
spricht. Das Kooperationsverfahren 
nach Art. 149 EW G-Vertrag, das 
den S tellungnahm en des Europäi­
schen Parlam ents im G esetzge­
bungsverfahren m ehr G ew icht ver­
leiht, bietet dafür keinen Ersatz.

Schlußfolgerungen

Für die Beurteilung der E rfo lgsbe­
dingungen des B innenm arktes le­
gen die hier vorgetragenen Überle­
gungen fo lgende Schlußfolgerun­
gen nahe: Fortschritte bei der Ver­

w irklichung des B innenm arktvorha­
bens sind bisher dadurch erleichtert 
oder gar erst erm öglicht worden, 
daß das Projekt 1992 den gem ein­
sam en Nenner ganz unterschiedli­
cher Z ielvorstellungen bildet, läßt es 
sich doch ebensogut als Deregulie­
rungsprogram m  wie als Zw ischen­
station auf dem  Weg zum Europäi­
schen Bundesstaat interpretieren. 
Zu den Bedingungen seiner Kon­
sensfähigkeit gehört auch, daß es 
nicht als ein Nullsum m enspiel er­
scheint und jeder M itgliedstaat für 
sich die Chance einer positiven Bi­
lanz von Nutzen und Kosten, von 
M odern isierungserträgen und An­
passungslasten, sieht.

Freilich wird die O ffenheit des 
Z ielhorizonts in dem  Maße einge­
schränkt, w ie das Programm in die 
W irklichkeit um gesetzt und den Ge­
setzen gem einschaftlicher Ent­
scheidungsprozesse unterworfen 
wird. Angesichts der Heterogenität 
der G em einschaft und der sich dar­
aus ergebenden Kompromiß­
zwänge ist es unwahrscheinlich, 
daß sich über den B innenm arkt ord­
nungspolitische Doktrinen oder inte­
grationspolitische Visionen in Rein­
kultur verw irklichen lassen. S o­
lange der Nationalstaat die zentrale 
Arena bleibt, in der politische Legiti­
m ität und Macht erworben werden, 
hat er auch als W irtschaftseinheit 
noch nicht ausgedient.

B innenm arktpo litik steht deshalb 
vor einer doppelten Herausforde­
rung: Sie bedarf der Akzeptanz im 
nationalen Rahmen, wo sich politi­
sche Verantwortlichkeit und Hand­
lungsfähigkeit oft nicht m ehr dek- 
ken. Und sie mag nur dann ihre 
Z iele erreichen, wenn der europäi­
sche Einigungsprozeß durch an­
dere M otivationskräfte und Legiti­
m ationsideen vorangetrieben wird, 
als sie das Versprechen höherer 
W achstum sraten oder die Logik 
technokra tischer S teuerungsm o­
delle bieten.
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